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Islamkritik und Politik im Namen des
Volkszorns
Die FPÖ und das postnazistische Österreich

n CAFÉ CRITIQUE

Die FPÖ hat bei der Nationalratswahl
2008 17,54, das BZÖ 10,70 Prozent der
Stimmen gewonnen und es wäre rein
rechnerisch möglich, dass die beiden
P a r t e i e n  T e i l  d e r  n ä c h s t e n
Regierungskoalition werden. Ihr Erfolg
ist zu einem maßgeblichen Teil einem
Rassismus geschuldet, der sich in Aussa-
gen ausdrückt wie „Wir lehnen das Er-
richten von Symbolen eines fremden
Herrschaftsanspruchs über unsere Hei-
mat unter dem Deckmantel der Reli-
gionsfreiheit und von politisch-re-
ligiösen Siegeszeichen wie Minaretten
ab“ (FPÖ-Wahlprogramm 2008) und
der von seinen Kritikern allzu gerne al-
s“Antiislamismus“ charakterisiert wird.
Doch kann die auf Heimatschutz be-
dachte Agitation, kann die rassistische
Weltanschauung einer FPÖ oder des
BZÖ mit Begriffen wie „Antiislamis-
mus“ oder gar“Islamophobie“ sinnvoll
kritisiert werden?

Materialistisch fundierte Islamkritik sie-
ht sich immer wieder der Vorhaltung
ausgesetzt, etwa dasselbe zu betreiben
wie die FPÖ und andere Rechtsextremis-
ten, oder deren rassistischer Mobil-
isierung zumindest in die Hände zu
spielen. Kritik am Islam, so die Aus-
führungen mit denen Ideologiekritik im-
mer wieder konfrontiert wird, sei per se
rassistisch, kulturchauvinistisch oder
auch ’imperialistisch’. Sieht man sich
das Ganze jedoch etwas genauer an,
stellt man rasch fest, dass FPÖ und BZÖ
mehr Gemeinsamkeiten mit der is-
lamischen Erweckungsbewegung und

auch mit deren kulturrelativistischen
Verteidigern haben, als alle an dieser
falschen Kontroverse beteiligten Seiten
es wahrhaben wollen. Diese Gemein-
samkeiten zu kritisieren und zu zeigen,
dass sie alles andere als zufällig sind,
ist die Voraussetzung einer aufk-
lärerischen und emanzipatorischen Is-
lamkritik.

Lediglich auf den ersten Blick nämlich,
wenn etwa die FPÖ-nahe Zeitschrift Wir
Wiener in ihrer Septemberausgabe 2008
unter Bezug auf Seyran Ates gegen
„Zwangsheiraten“ polemisiert, kann
man manche FPÖ-Verlautbarungen mit
den Ausführungen emanzipatorischer
Kritik verwechseln; diese Verwechslung
allerdings bewusst aufrecht erhalten zu
wollen, zeugt von denunziatorischer Ab-
sicht. Denn: Worin soll etwa die Argu-
mentation der Freiheitlichen, dass
das“Kopftuch (…) ein Symbol des Is-
lamismus und der Unterdrückung der
Frau (ist)“, Österreich aber „kein mus-
limisches Land“ sei, weswegen“sich
strenggläubige Moslems an unsere
Lebensweise anzupassen (haben) und
nicht umgekehrt“ (Eduard Schock,
Klubobmann der FPÖ-Wien) mit einer
Kritik identisch sein, die das Kopftuch
als sexualitätsfeindlichen und Frauen
unterdrückenden Ausdruck einer poli-
tisch-religiösen Bewegung erkennt und
kritisiert und nicht Kultur- und Hei-
matschutz fordert, sondern die Bekämp-
fung solch antiindividualistischer
Vorstellungen zugunsten der gequälten
Einzelnen zu ihrem Programm macht?
Entspricht eine Argumentation, die die
„Befreiung für Frauen und Mädchen“

von ihrer Reduzierung“zum Objekt“ als
"Maßnahme zum Schutz unserer Kul-
tur“ vor dem Islamismus betrachtet
(ders.) einer kritischen Gesellschaftsthe-
orie, die eine trennsichere Unterschei-
dung zwischen Islam und Islamismus
allein schon deshalb den überall aus
dem Boden schießenden Islam-Experten
überlässt, weil sie dagegen die Kritik
einer religiösen Ideologie setzt, die im
Namen des Friedens die Unterwerfung
unter ein von Gott offenbartes Buch
fordert, das letzte und ewiggültige
Wahrheit beansprucht? Ideologiekritik,
d i e  a u f  d i e  A b s c h a f f u n g  g e -
sellschaftlichen Zwangs abzielt und sich
demgemäss auch als Religionskritik ar-
tikuliert, erkennt die Trennung von Is-
lam und Islamismus allein schon deswe-
gen als eine immer auch willkürliche,
weil die islamische Erweckungsbewe-
gung, genauso wie der orthodoxe und
der konservative Islam, den Koran buch-
stabengetreu und damit seinen imma-
nenten Ansprüchen gemäß korrekt
auslegt und zu Recht behauptet, ihre
Herrschaftspraxis sei über dieses Buch
vermittelt.

Kultur und
Fremdbestimmung
Die Vorstellung, dass die FPÖ im Na-
men des westlichen Fortschritts dem Is-
lam prinzipiell den Kampf ansage, we-
shalb aufklärerische Islamkritik mit An-
ti-Ausländer-Hetze identisch sei,
blamiert sich schon daran, dass die FPÖ
gegen Praktiken wie die Steinigung von
Ehebrecherinnen oder die Todesstrafe
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gegen Apostaten nicht das Geringste
einzuwenden hat, solange sie außer-
halb von Europa stattfinden. In ihrem
Positionspapier „Wir und der Islam.
Freiheitliche Positionen zur Religions-
freiheit, zur islamischen Welt und zur
Problematik des Zuwanderungs-Islam
in Europa“ heißt es nämlich: "Wir Eu-
ropäer müssen daher jenen Kulturen,
die einen islamischen Hintergrund
haben, durchaus Respekt zollen.“

Der Islam als solcher wird also nicht
nur nicht kritisiert; es wird ihm
vielmehr analog der Leitkultur des
„christlich europäischen Abendlands“
(Strache) als Kultur auf seinem eigenen
Boden Respekt gezollt:“Von Nigeria bis
Kasachstan, von Marokko bis Indone-
sien sind die Mehrheitsbevölkerungen
vom Islam — wenn auch in sehr unter-
schiedlichen Ausrichtungen — entschei-
dend geprägt. Vor allem für die ara-
bische Welt stellt der Islam die bedeu-
tende Klammer für ein selbstbewusstes
Auftreten in der Zukunft dar. (…) Als
identitätsbewusste Bewegung unter-
stützt die FPÖ die Bestrebungen der is-
lamischen Welt, sich von Fremdbestim-
mung zu emanzipieren. Eine verantwor-
tungsvolle europäische Außenpolitik
muss den Ausgleich mit der islamischen
Welt suchen und darf sich nicht von
den USA instrumentalisieren lassen.
Dem Selbstbestimmungsrecht der Völk-
er muss gegenüber Weltmacht-In-
teressen endlich mehr Gewicht
eingeräumt werden; nicht zuletzt um
eine friedlichere Zukunft zu er-
möglichen und die Sicherheit vor
kriegerischen Auseinandersetzungen zu
erhöhen.“

Bei der Pressekonferenz zur Publikation
dieses von Andreas Mölzer erstellten Po-
sitionspapiers führte Heinz Christian
Strache weiter aus: „Wir sind nicht Geg-
ner einer Religionsgemeinschaft. (…)
Was wir nicht wollen, ist eine Is-
lamisierung Europas.“ Andreas Mölzer
legte nach, als er völlig zu Recht
prahlte, der Respekt vor dem Islam als
Religion und Kulturkreis führe dazu,
dass die FPÖ schon aus Tradition die
besten Beziehungen zur islamischen
Welt pflege,“insbesondere im Kampf für
Selbstbestimmung“ — etwa gegenüber
"US-Imperialismus und ähnlichen Din-
gen“.

Was aus den ideologischen Verlaut-
barungen und der politischen Praxis

der Heimatschützerpartei spricht, ist al-
so keine Kritik an einer von Frauen-
feindlichkeit, Hass auf Homosexuelle
sowie von Antisemitismus geprägten
politisch-religiösen Bewegung, die in
den letzten Jahren in mehrheitlich is-
lamischen Ländern, aber auch in Euro-
pa einigen Zulauf gewonnen hat, und
der es in einem Wechselspiel zwischen
„radikalen“ Terrornetzwerken und“mod-
eraten“ Dialogführern gelingt, weltweit
immer mehr ihrer repressiven Forderun-
gen durchzusetzen. Vielmehr stellt sich
die FPÖ der Zuwanderung „kultur-
fremder“ Immigranten entgegen, weil
diese ihrer Meinung nach in der anges-
tammten“Heimat“ der Österreicher
nichts zu suchen haben. Die Hetze der
Freiheitlichen gegen Zuwanderung ist
dementsprechend keineswegs auf
Moslems beschränkt: Noch vor wenigen
Jahren waren "die nigerianischen Dro-
gendealer“ der Hauptfeind der Volksge-
meinschaft.

Susanne Winter forderte in ihrer Neu-
jahrsansprache 2008 deshalb auch
nicht etwa, die unterdrückten und ver-
folgten Einzelnen gegen die islamische
Erweckungsbewegung zu unterstützen,
sondern sie warnte vor einem „Einwan-
derungs-Tsunami“ und verkündete,
dass der Islam,“dorthin zurückgewor-
fen“ gehöre, „wo er hergekommen ist
— hinter das Mittelmeer.“ Mit solchen
Aussagen gibt Winter pars pro toto zu
verstehen, dass die FPÖ  mit der
Herrschaftspraxis islamischer Gemein-
schaften kein Problem hat. Vielmehr
gelte es, diese Praxis dorthin zu ver-
weisen, wo sie hingehöre: in den“is-
lamischen Kulturkreis“. Dass in diesem
Kontext jede Polemik gegen das Kopf-
tuch oder andere Momente des is-
lamischen Unterwerfungsanspruchs ge-
genüber dem Einzelnen bloß instrumen-
tellen Charakter hat, versteht sich von
selbst. Die Frauen in der islamischen
Welt, die das Kopftuch tragen müssen
— das Ausdruck der Frauenverachtung
auch dann bleibt, wenn Frauen ihre Un-
terwerfung dermaßen internalisiert
haben, dass sie es freiwillig und selbst-
bewusst tragen — sind den Frei-
heitlichen ein Ausdruck der Selbstbes-
timmung der islamischen „Mehrheits-
bevölkerung“. Der Islam wird nicht als
eine gewalttätig-regressive Ideologie kri-
tisiert, sondern im Sinne des Hei-
matschutzes als“fremde Kultur“ behan-
delt, die das, was für die FPÖ unter

„österreichische und europäische
Leitkultur“ (Mölzer) oder“christlich eu-
ropäisches Abendland“ (Strache) fir-
miert, auszuhöhlen und zu verdrängen
im Begriff sei. Der Slogan der FPÖ-
Plakatserie zur Nationalratswahl 2006,
„Daham statt Islam“, steht genau hier-
für. Wenn die FPÖ gleichzeitig von der
europäischen Außenpolitik fordert,
die“Kulturen islamischen Hintergrunds“
in ihrem "Selbstbestimmungsrecht“ und
ihrem Kampf gegen äußere Einmischun-
gen zu verteidigen, widerspricht das
dem quas i - zoo log i schen  Hei -
matschutzprogramm nicht, sondern ist
nur dessen konsequente Anwendung
auf die internationale Arena.

… wie immer Leitkultur?
Jener Antirassismus dagegen, der ähn-
lich wie die FPÖ das Festhalten an
einem universalen Begriff von Emanzi-
pation als „versteckte Form der Kolo-
nial- und Missionseinstellung“ de-
nunziert, wie dies exemplarisch
Michael Leezenberg, wissenschaftlicher
Mitarbeiter des Programms“Islam in
the Modern World“ an der Universität
Amsterdam, tut, muss die ethnopluralis-
tische Leitkulturideologie der FPÖ und
ihre notwendigen internationalen Imp-
likationen als „Islamophobie“ charak-
terisieren, schon um die Nähe des eige-
nen Multikulturalismuskonzepts zu die-
sen Positionen nicht zu Bewusstsein
kommen zu lassen. Dieser Antirassis-
mus nämlich nimmt“Leitkultur“ ebenso
— wenn auch in abwertender Weise —
als gegeben an und greift bloß die FPÖ-
Vorstellung an, dass Zuwanderer sich
dieser zu assimilieren hätten. Dagegen
setzt er den Versuch, die „mehrheit-
sösterreichische Leitkultur“ zu durch-
brechen und einen Multikulturalismus
zu implementieren, in welchem die ver-
schiedenen Kulturen gleichberechtigt
nebeneinander und in fruchtbarem Dia-
log miteinander stehen. Ihm ist also der
Begriff der Kultur im Sinne eines unbed-
ingt zu respektierenden Konglomerats
von Eigenheiten eines Kollektivs kein
zu kritisierender, sondern vielmehr ein
zu affirmierender. Dementsprechend
richtet er sich nicht gegen die Zumutun-
gen der als Kulturen begriffenen Kollek-
tive, sondern versucht stattdessen, die
in Österreich ausgemachte Leitkultur zu
bekämpfen. Emanzipatorische Kritik
dagegen erkennt nicht an, dass es eine
bestehende Leitkultur, die durch
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die“Mehrheitsösterreicher“ — durch
deren Schnitzel- und Bierkonsum etwa,
wie  die  Gegner  der  Le i tkul tur
sarkastisch anmerken — bestimmt sei,
als etwas Substantielles überhaupt gibt.

„Was österreichisch ist“, lässt sich nicht
folkloristisch bestimmen. Denn schon
in der Frage lauert, so sie nicht ideolo-
giekritisch gestellt wird, die Rational-
isierung und damit Pseudoerklärung
eines irrationalen gesellschaftlichen
Zusammenhanges, der nicht in belan-
glosen Essgewohnheiten und anderen
lokalen Zufälligkeiten besteht, sondern
allein darin, dass die zusammenhangs-
losen, vereinzelten Individuen, wenn
sie leben wollen, gezwungen sind, sich
auf irgendeine Art und Weise in den
Prozess der Kapitalverwertung, also in
den durch Ware und Geld vermittelten,
im Produktions- und Austauschprozess
zu realisierenden Verwertungsprozess
zu integrieren. Die staatliche Gewalt,
die den unverstandenen Gesamtprozess
repräsentiert und seinen Fortgang
garantiert, steht notwendigerweise,
ganz unabhängig vom Verhalten irgend-
welcher Politiker, als eine fremde
Macht über den Einzelnen; notwendig
deshalb, weil für die Individuen in der
über den Wert synthetisierten Ge-
sellschaft gilt :“Ihre eigene ge-
sellschaftliche Bewegung besitzt für sie
die Form einer Bewegung von Sachen,
unter deren Kontrolle sie stehen, statt
sie zu kontrollieren.“ (Marx) Wenn nun
jemand sagt "Ich bin Österreicher“ und
damit mehr meint, als dass er einen
Pass besitzt, dann heißt dies, egal ob er
es nun mit Stolz oder mit Naserümpfen
sagt, dass eben diese äußere Zwangsge-
walt, der Staat, zum innersten Wesen
der Einzelnen gemacht und der Zwang,
sich ihm zu unterwerfen, als Staatsloyal-
ität zur fixen Charaktereigenschaft erk-
lärt wird, die sich dann irgendwie im
Schnitzel materialisiert.

Die permanente Fragestellung selbst ist
es, die hier die bestimmende Rolle
spielt und nicht die finale allgeme-
ingültige Beantwortung; diese kann
vielmehr im Spiegelspiel von Links und
Rechts erscheinen. Der Versuch näm-
lich, danach zu fahnden, was Rasse,
Volk, Kultur, Mehrheitsgesellschaft etc.
ausmache, ist nicht dadurch bestimmt,
Vergangenes, geschichtlich Festmach-
bares finden zu müssen oder gar zu kön-
nen, in dem Leitkultur sich positiviere.

Die permanente Suche ist vielmehr Selb-
stzweck, sie ergeht als Auftrag an die
Einzelnen, sich kapitalproduktiv und
staatsloyal zu verhalten, sich also als in
unauflösbarem, quasi natürlichem
Zusammenhang mit der Wert verwerten-
den Gesellschaft und ihrem Staat zu be-
greifen.

Deutsche Form der
Krisenlösung
Wenn es dennoch etwas gibt, das öster-
reichisch (und deutsch) ist, dann ist
dies eine gesellschaftliche Konstella-
tion, in der die Differenz zwischen dem
Individuum einerseits und zwischen
Kapital und Staat andererseits, die die
bürgerliche Gesellschaft kennzeichnete,
im nationalsozialistischen Volksgemein-
schaftsstaat aufgehoben und in der post-
nazistischen Gesellschaft, die daraus
hervorging, nur oberflächlich wieder-
hergestellt wurde. Der Drang zur Gleich-
machung des Individuums mit dem,
was Marx Charaktermasken nennt —
dem loyalen Staatsbürger, der produk-
tiven Arbeitskraft und dem Agenten der
Wertverwertung — ist der bürgerlichen
Gesellschaft als solcher immanent, doch
enthält sie in ihrem liberalen Zustand
noch einen revolutionären Überschuss:
Die liberalen Versprechungen weisen in-
sofern tendenziell über die Gesellschaft
hinaus, als in ihnen der Anspruch sich
äußert, eine Gesellschaft freier Indivi-
duen zu etablieren. Dieser Überschuss
wird markiert durch die Ideen von
Autonomie und größtmöglichem persön-
lichen Glück, die versprechen, was die
bürgerliche Gesellschaft als solche auf-
grund ihrer Konstitution nicht einhal-
ten kann. Wenn aber in der Krise — die
schon damit gesetzt ist, dass der Waren-
tausch aufgrund des Gegensatzes von
Wert und Gebrauchswert und des da-
raus resultierenden Auseinanderfallens
von Kauf und Verkauf immer eine un-
sichere und ungewisse Sache ist — der
Augenb l i ck  ve rpas s t  und  d i e
Möglichkeit einer Revolution, die den
Namen verdient, nicht realisiert wird,
verändert sich die bürgerliche Ge-
sellschaft in sich; sie bringt aus sich ein
Krisenlösungsmodell hervor, in dem die
Individuen das, was sie vorher nur abs-
trakt waren — Staatsbürger, Arbeit-
skräfte und Agenten der Wertverwer-
tung — mit allen Fasern ihres Wesens
werden. Dabei verändert sich auch das
Individuum: Es verliert seine Nichtiden-

tität mit der Charaktermaske und wird
zu einem Volksgenossen, der für Führ-
er, Volk und Vaterland lebt. Die Ideen
des Glücks und der entfalteten Individu-
alität werden verworfen, und was an
den Einzelnen eventuell noch an selb-
ständigen Regungen vorhanden sein
sollte, wird unterdrückt und an anderen
verfolgt. Die in der Krise von Panik Er-
griffenen sehnen sich einen Staat her-
bei, der ein Staat des ganzen Volkes sei,
ein Staat, der die gesellschaftlichen
Widersprüche eliminiert und die in ihm
Aufgehenden vor der Krisenhaftigkeit
der Gesellschaft schützt. Den bar-
barischen Kulminationspunkt solch
fetischistischer Krisenlösung markiert
der nationalsozialistische Volksgemein-
schaftsstaat: Die Trennung von Staat
und Gesellschaft war hierin völlig
abgeschafft und die Einzelnen zusam-
mengeschweißt im antisemitischen Ver-
folgerkollektiv, an dessen "Wesen die
Welt genesen“ sollte.

Diese Transformation war eine objek-
tive, die Volksgemeinschaftsideologie al-
so keine bloße Lüge der Nazis, weswe-
gen allen Mythen der „Stunde Null“
zum Trotz diese gesellschaftliche En-
twicklung 1945 nicht einfach zum Stills-
tand gekommen ist. Vielmehr ist die
österreichische Gesellschaft eine post-
nazistische, in der zentrale Elemente
des NS in der Demokratie aufgehoben
sind, so auch das unmittelbare Verhält-
nis der Einzelnen zu“ihrem„Staat. Der
Versuch der Beantwortung der Frage
nach der nationalen Identität ist die
Identifikation mit dem Souverän. Da
diese selbstbewusste Identifikation aber
lediglich der Wunsch ist, die unmittel-
bare Staatlichkeit der Einzelnen zu
verewigen, kann die Frage danach“was
österreichisch ist„niemals positiv beant-
wortet werden, sondern immer nur
über die Verfolgung derer,  die
beschuldigt werden, die vermeintlich
harmonische Einheit permanent zu hin-
tertreiben. Sie ist von notwendig nega-
tiver Bestimmung, die an denen sich
festmacht, die — vermeintlich oder tat-
sächlich — die souveräne Handlungs-
fähigkeit des Staates untergraben. Der
Wunsch nach kultureller Identität ist
der Aufruf zur permanenten Fahndung
nach den“Wesensfremden„und“Nicht--
Dazugehörigen", nach den Sozialsch-
marotzern und Gemeinschaftsschädlin-
gen.
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Eine ganz ähnliche Entwicklung wie
Deutschland und Österreich haben die
islamischen Länder in den zwanziger
und dreißiger Jahren durchgemacht,
weshalb die damals zuerst entstande-
nen islamischen Erweckungsbewegun-
gen, welche den Islam als moderne
Krisenideologie auf den neuesten Stand
brachten, so viele Affinitäten zur nation-
alsozialistischen Bewegung haben, mit
der sie auch nicht zufällig ein strate-
gisches Bündnis eingingen. Sowohl die
Betriebsamkeit und der Erfolg von FPÖ
und BZÖ als auch der weltweite Auf-
stieg des Islamismus sind Ausdruck
davon, dass die nationalsozialistische
Dynamik nach dem Zweiten Weltkrieg
nicht aufgehört hat, sondern nur sistiert
wurde — im Nahen und Mittleren Os-
ten ist der Weltkrieg sogar bruchlos in
den Vernichtungskrieg gegen den
jüdischen Staat übergegangen, auf
dessen Vorläufer, den Jischuw im bri-
tischen Mandatsgebiet Palästina, es
schon die Nazis im Bündnis mit dem
Mufti von Jerusalem, Haj Amin Al Hus-
seini, abgesehen hatten. Wenn sich
heute diese Bewegungen verstärkt re-
gen, dann ist dies sowohl Ausdruck als
auch treibendes Moment der sich
abzeichnenden weltweiten Krise.

Dementsprechend sind die Ausführun-
gen der diversen FPÖ-Politiker etwa zur
islamischen Sexualmoral auch nicht
durch Kritik an einer Ideologie
gekennzeichnet, die ihre Trieb- und
Lustfeindlichkeit an den Frauen
ausagiert, die als Verführerinnen,
welche die Moral der Männer unter-
graben, unters Kopftuch, den Hijab
oder den Tschador gezwungen werden.
Vielmehr genügt ein Blick auf die Posi-
tion der Freiheitlichen zur Homosexual-
ität, um zu sehen, dass diese sich mit
derjenigen des Islam, wie sie von
dessen öffentlichen Proponenten
mehrheitlich vertreten wird, deckt und
ebenso wie diese von Hass auf die
Triebe und ihre selbstbestimmte Be-
friedigung bestimmt ist. Wenn Heinz-
Christian Strache im Wahlkampf im
Standard-Chat etwa formulierte, dass
die FPÖ „Nein zur Homoehe, nämlich
Nein zur Förderung und Subven-
tionierung reiner Sexualität“ sagt, dann
deckt sich dies mit der islamischen
Ablehnung der Homosexualität. Genau-
so wie der FPÖ gelten den islamischen
Erneuerern die Homosexuellen als
verkommene Menschen, die, von den

Verlockungen der“reinen Sexualität“ in
Versuchung geführt, den wahren
Glauben verraten.  S ie  werden
imaginiert als Menschen, die sich bloß
ihren Gelüsten überlassen, welche sie
ohne die Bindung an die Sittenkodices
des islamischen Rechts nicht mehr zu
kontrollieren in der Lage sind.

Aufgrund dieser Homologie können die
Freiheitlichen notwendigerweise keine
Kritik der repressiven Sexualmoral leis-
ten, da der Hass auf die Triebe ja die Ba-
sis ihres eigenen Ressentiments abgibt.
Folgerichtig werden stattdessen diese
Triebe als von außen in das Kollektiv
eindringende projiziert, womit ein Be-
drohungsszenario gezeichnet wird, das
darin besteht, dass, wie Strache es for-
muliert, „unsere Töchter den gierigen
Blicken und Händen ganzer Zuwander-
erhorden ausgesetzt sind, weil diese
keinerlei Verständnis für die Rolle der
Frau in unserer Gesellschaft haben.“ De-
mentsprechend bestehen die Forderun-
gen der FPÖ nicht in der Abschaffung
der repressiven Zwangsmoral, die der Is-
lam in seiner weltweit dominierenden,
auf einer strikten Koranauslegung
basierenden Form seinen Unterworfe-
nen aufbürdet, sondern die FPÖ
verkehrt die Akte sexueller Rohheit, die
aus dieser Zwangsmoral resultieren mö-
gen, in ein natürliches Merkmal jedes
einzelnen Moslems. Michael Winter et-
wa, der Obmann des Ringes Freiheitlich-
er Jugend (RFJ) Steiermark, forderte im
Januar 2008 laut des“Rassismus-Report-
s“ von ZARA im RFJ-Magazin Tangente
unter dem Titel „Lieber Sodomie als
Vergewaltigung“ das“Einrichten“ einer
Schafherde im Grazer Stadtpark als "So-
f o r t m a ß n a h m e  g e g e n  m u s -
limisch-türkische Vergewaltigungen“.

Projektive
Feinderklärung
Wer in solchen Aussagen Islamfeind-
schaft erkennen möchte, weil gegen
„muslimisch-türkische“ Vergewaltiger
gehetzt wird, der verkennt, dass den
Projektionen, die sich hier Bahn
brechen, eben keine Entsprechung in
der Realität zugrunde liegen muss. Das
reale Verhalten oder Nichtverhalten
muslimischer Männer ist ebenso un-
wesentlich für die projektive Welterk-
lärung wie die repressive Zwangsmoral
des Islam — beides steht zur weitge-
hend frei flottierenden Projektivität

nicht wie Ursache zur Wirkung: Der Is-
lam ist nicht der Grund, sondern vorder-
gründiger Anlass des Ressentiments,
der zur Rationalisierung herangezogen
wird. Dies zeigt sich daran, dass die
Hetze gegen“tschetschenische Asylmiss-
braucher“ oder „kriminelle Rumänen-
banden“, gegen die“Lumpen von Deal-
ern und Gewalttätern“ (Jörg Haider)
keineswegs von der gegen "nicht-inte-
grationswillige muslimische Männerhor-
den“ abgelöst, sondern lediglich
zeitweise in den Hintergrund gedrängt
wurde. Vielmehr verweist solch ressenti-
menthafte Agitation auf den Grad, in
dem Projektivität und daraus erwach-
sende Verfolgungswut die postnazis-
tische Gesellschaft prägen und den fähi-
gen Agitator macht es aus, dieses pro-
jektive Potential immer mobilisiert zu
halten: Dass in das Visier des Hei-
matschutzes nun ausgerechnet der —
nicht nur — potentielle Partner auf der
internationalen Bühne geraten ist, ist
wohl in den (medialen) Erfolgen des
weltweiten Jihadismus begründet, de-
nen mit Angstlust begegnet wird.

Das Erstaunliche ist, dass die Projektio-
nen dabei wechselseitig stattfinden:
Während die FPÖ den ihr ideologisch
so ähnlichen modernen Islam als Reli-
gion von Sexualverbrechern hal-
luziniert, sehen die islamischen Eiferer
im Westen die Verkörperung niederer
Triebe und ungezügelter Sexualität, die
den Islam als universelle, gottgegebene
Friedensordnung bedrohen. Einen
Schein von Plausibilität bekommen die
Projektionen der FPÖ gerade aufgrund
dessen, was ihnen vordergründig wider-
spricht; des islamischen Sitteneifers
nämlich, der dazu führt, dass die Beläs-
tigung und Vergewaltigung von Frauen
in islamischen Gesellschaften tatsäch-
lich alles andere als unüblich ist. In der
V e r f o l g u n g  d e r  a l s  „ H u r e n “
beschimpften unzulänglich versch-
leierten oder sonstwie als unzüchtig gel-
tenden Frauen darf der verbotene Trieb
straflos ausgelebt werden, schließlich
fordere eine Frau durch freizügige Klei-
dung und aufreizendes Gebaren den is-
lamischen Erneuerern zufolge solches
Verhalten geradezu heraus. Das spricht
kein Stück für die FPÖ. Eben die
gleichen verdrängten Vergewalti-
gungsphantasien kommen dort zum
Vorschein, wo sich österreichische Tu-
gendwächter zu Beschützern der sittsa-
men Frau aufschwingen: Das eigene
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Bedürfnis muss am“Triebtäter“ — und
der ist in der Feindbildphantasie der
FPÖ heute vorzugsweise ein Moslem —
abgestraft werden. Vielleicht ist es ger-
ade die Ähnlichkeit zwischen islamisch-
er Bewegung und FPÖ, die erstere zur
idealen Projektionsfläche für letztere
macht. Dabei mag auch ein Stück Neid
auf den Schneid von al Qaida oder Mus-
limbruderschaft dabei sein, denn von
den weltweiten Massenerfolgen, welche
der Islam als politische Bewegung
erzielt, kann die FPÖ derzeit nur träu-
men. Jörg Haider hat einmal — als er
noch Parteivorsitzender der Frei-
heitlichen war — diesen Zusammen-
hang in die Worte gefasst, die FPÖ sei
die PLO Österreichs. Was PLO oder Ha-
mas dürfen: Juden umbringen und von
der halben Welt dafür bejubelt werden,
das darf die FPÖ nicht.

In den Aussagen wie sie — nicht nur —
für die FPÖ kennzeichnend sind, wird,
durch keinerlei Reflexion mehr ge-
bremst, das ausgelebt, was das Subjekt
unter spätkapitalistischen Verhältnissen
aus sich selbst heraus in die Außenwelt
projiziert. Das nachbürgerliche, post-
nazistische Subjekt, das zwischen sich
und dem gesellschaftlichen Ganzen
keine Vermittlung mehr kennt, ist wei-
thin zur Erfahrung unfähig geworden.
Was es sieht, ist so stereotyp wie es
selbst; sein auf wenige Reaktionsweisen
reduziertes Innenleben erscheint ihm,
da es innen und außen nicht mehr au-
seinander halten kann, in der Gestalt
starr festgelegter Eigenschaften ander-
er, in denen ihm die eigenen widerstrei-
tenden inneren (Trieb-)Ansprüche ent-
gegentreten. Diese Verkehrung, in der
das, was im Subjekt selbst entstanden
ist, ihm als Fremdes entgegentritt, ent-
spricht jener Verkehrung, die laut Marx
beim Warentausch stattfindet: Hier ver-
wandeln sich gesellschaftliche Verhält-
nisse in Natureigenschaften von Din-
gen. „Das Geheimnisvolle der Warenfor-
m“, schreibt Marx,“besteht also einfach
darin, daß sie den Menschen die ge-
sellschaftlichen Charaktere ihrer eignen
Arbeit als gegenständliche Charaktere
der Arbeitsprodukte selbst, als ge-
sellschaftliche Natureigenschaften der
Dinge zurückspiegelt. (…) Durch dies
Quidproquo werden die Arbeitspro-
dukte Waren, sinnlich übersinnliche
oder gesellschaftliche Dinge.“ Das in
der nachbürgerlichen Gesellschaft al-
lumfassende Phänomen der reflexions-

losen Projektion vollendet diese
Verkehrung indem gesellschaftliche Ei-
genschaften der Menschen zu Naturei-
genschaften biologisiert werden.

Das gilt besonders für den Rassismus,
der ja neben offensichtlich sexuellen
und aggressiven Projektionen auch
solche enthält, in denen die unerwün-
schten potentiellen Zuwanderer, vor de-
nen „wir Österreicher“ oder“wir Eu-
ropäer“ geschützt werden sollen, als
minderwertig, zur produktiven Verwer-
tung im kapitalistischen Produktion-
sprozess von Natur aus ungeeignet
vorgestellt werden. Wie wenig dies
selbst von denen ganz geglaubt wird,
die solche Vorstellungen hegen, zeigt
schon das gleichzeitige entgegengeset-
zte Szenario, wonach dieselben Zuwan-
derer kommen, um "uns Österreichern
die Arbeitsplätze wegzunehmen“.

Beide Projektionen sind Ausdruck des
alles erfassenden Krisenzustands. Mit
dem Übergang in die volksgemein-
schaftliche Krisenökonomie verschwin-
det die Konkurrenz nicht, die in der lib-
eralen Periode zwischen den Individuen
herrschte, sondern verschärft sich
vielmehr noch. Was die Einzelnen in
dieser Phase nur virtuell waren, Über-
flüssige in einem Prozess, in dem jede
Individualität nur Material für die Verw-
ertung ist, werden sie nun weithin
reell: Auf reine Funktionen im Verwer-
tungsprozess, die jederzeit ersetzbar
sind, zusammengeschrumpft, können
sie sich selbst nicht erklären, warum sie
„die Glücklichen“ sind, die noch mit
produktiven Aufgaben betraut werden;
ihre völlige Überflüssigkeit fürs ge-
sellschaftliche Ganze ist ihnen perma-
nent bewusst. Setzt dann Kapitalentwer-
tung größere Teile der Lohnarbeiter
frei und verwandelt sie in arbeitslose
Unterstützungsempfänger, die froh sein
können, wenn vom magerer geworde-
nen, einer zerrütteten Ökonomie
abgeschöpften Staatseinkommen über-
haupt noch etwas für sie abfällt,
während diejenigen, die noch in den
Verwertungsprozess integriert sind, jed-
erzeit damit rechnen müssen, in die-
selbe elende Lage zu geraten, schreitet
die zur Panik sich auswachsende allum-
fassende Angst zur Tat. Das Hauen und
Stechen zwischen den Einzelnen, die
sich um die weniger gewordenen
Einkommensquellen erbitterte Kämpfe
liefern, wird mittels teils zur Schau ge-

tragener, in weitem Ausmaß aber auch
verinnerlichter Loyalitäts- und Wil-
ligkeitsbekundungen ausgetragen, die
eingeübt und zu angeborenen Qual-
itäten verdinglicht werden; und ebenso,
wie die eigene Tauglichkeit für den Ver-
wertungsprozess biologisiert wird, so
wird es die angebliche Untauglichkeit
anderer. Die Einzelnen rationalisieren
ihre Verpflichtung zur Verwertung — ei-
nen gesellschaftlichen Zwang also —
als ihre angeborene Bestimmung, als
eine Bestimmung, die sie von den für
die Reproduktion Überflüssigen, der
Minderwertigkeit in Menschengestalt
unterscheidet. Die nationalsozialis-
tische Gesellschaft hat die Verwirk-
lichung dessen vorexerziert, was einzig
legitimerweise als“Rasse“ bezeichnet
werden kann: die "Selbstbehauptung
des bürgerlichen Individuums, integri-
ert im barbarischen Kollektiv.“ (A-
dorno/Horkheimer)

Das als Rassismus erscheinende Ressen-
timent ist also eine Ideologie der ge-
sellschaftlichen Konkurrenz und ent-
springt dem Hass der Einzelnen auf die
gesellschaftlich realisierte Gleichheit —
auf die Gleichheit der Subjekte als dop-
pelt freie Lohnarbeiter und ihre Gleich-
heit als potentiell Überflüssige im ge-
sellschaftlichen Ganzen. Es ist ein Ap-
pell an den Staat, gegen diejenigen
vorzugehen, die diese Überflüssigkeit
des Einzelnen fürs gesellschaftliche
Ganze handfest vor Augen führen könn-
ten, und zugleich ein Versuch, die Krise
auf andere abzuwälzen. Die in der nach-
bürgerlichen Gesellschaft allum-
fassende Angst, selbst zum Aus-
sortierten zu werden und damit zum
bloßen Almosenempfänger auf Wider-
ruf, wird auf die nicht zum nationalen
Kollektiv Dazugehörigen projiziert, die
solcherart als „Minderwertige“ erschei-
nen, die von Natur aus nicht zu Kapital-
produktivität und Staatsloyalität
tauglich sind. Vielmehr seien sie auf-
grund ihrer Unzulänglichkeit in Sachen
Arbeitswille und -fleiß geradezu na-
turnotwendig dazu geschaffen, mafiöse
Autoschieber, Trickbetrüger, Bettel-
touristen oder Sozialschmarotzer zu
sein. So lägen sie — wenn sie nicht ger-
ade dabei sind, alten Omas ihre ehrlich
erarbeiteten Ersparnisse abzuknöpfen
— dem Staat auf der Tasche; etwa
d u r c h  d i e  i h n e n  ü b e r  d i e
zugeschriebene Natur- und Trieb-
haftigkeit konzedierte hohe Geburten-
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rate, die sie in die Lage versetze, die
Sozialsysteme zu missbrauchen und so
die arbeitende Bevölkerung um ihre
Zukunft zu betrügen. In diesem Zusam-
menhang ist der Slogan“Soziale Sicher-
heit für unsere Leut’“ zu sehen, mit
dem die FPÖ im vergangenen Wah-
lkampf Werbung für sich machte.

Im Visier des Volkszorns
Im Rassismus grenzen die Subjekte sich
ab von den zu Unmenschen Pro-
jizierten, die zur Verwertung nicht
tauglich und somit Repräsentanten der
ersten Natur seien, die für Unproduktiv-
ität, Faulheit und Triebhaftigkeit stehen
und eine Bedrohung für die nationale
Gemeinschaft darstellen. Wenn also Su-
sanne Winter in ihrer Rede auf dem
Neujahrstreffen der FPÖ im Januar
2008 ausführte, dass der islamische
Prophet Mohammed die Ehe mit einem
sechsjährigen Mädchen einging, so ist
das keine Kritik am Islam, sondern fügt
sich ein in die rassistische Agitation, für
die Fakten nur beliebig handhabbare
Mittel darstellen, die benutzt oder auch
ignoriert werden, wie es gerade passt.
Dies zu begreifen waren diejenigen un-
fähig, die sich über Winter empört
haben, ohne nur im mindesten angeben
zu können, was an ihrer Aussage falsch
war, und ohne den Rassismus der FPÖ
auch nur annähernd realitätsgerecht kri-
tisieren zu können. So bezeichnete die
mittlerweile zur Vorsitzenden der
Grünen in Österreich avancierte Eva
Glawischnig laut Spiegel Winters
Äußerungen als „noch nie dagewesende
[sic!] anti-religiöse Attacke“. Die Ant-
wort auf Winters Ausführungen bestand
hauptsächlich darin, lauthals Lüge zu
schreien, wie es etwa der SPÖ-Gemein-
derat und Abgeordnete zum Wiener
Landtag, Omar Al-Rawi vorexerzierte,
als er einem ORF-Bericht zufolge Win-
ters Äußerungen als“respektlos und un-
wahr“ bezeichnete. Es scheine, so Al-
Rawi weiter, „die Respektlosigkeit
mache nicht einmal vor dem Propheten
des Islam halt.“ Mit“lauter unwahren
Behauptungen“ werde versucht, "auf un-
terstem Niveau die Muslime Österreichs
zu provozieren.“

Sachlich wäre gegen solch geradezu na-
turwüchsig einschnappende Apologie
des Islam, die eben keine Kritik der Po-
sition von Winter und Co ist, festzuhal-
ten, dass Aischa bint Abi Bakr, jene Lie-
blingsfrau Mohammeds, auf die Winter

anspielte, laut Hadithen bei ihrer Hei-
rat mit Mohammed sechs und beim Vol-
lzug der Ehe neun Jahre alt gewesen
sein soll. Die Hadithsammlungen bilden
in Summe die Sunna, welche nach dem
Koran die zweite Quelle der is-
lamischen Jurisprudenz (Fiqh) darstellt.
Weiters gilt es darauf zu verweisen,
dass die islamische Tradition, wie sie et-
wa von saudi-arabischen Offiziellen ver-
standen wird, das Leben Mohammeds
als das Vorbild ansieht, dem auch heute
noch jeder Gläubige Folge leisten muss,
um ein gottgefälliges Leben zu führen,
womit jede Kritik etwa an der Praxis
der Verheiratung junger Mädchen als
Beleidigung des Propheten und damit
als Hetze gegen den Islam, als Islamo-
phobie angesehen wird, auf die die
Todesstrafe steht. Auch Ayatollah
Ruhollah Khomeini, der verstorbene
Oberste Geistliche Führer der Is-
lamischen Republik Iran erklärte, dass
lediglich der Beischlaf mit einem
Mädchen unter neun Jahren verboten
sei, was ein expliziter Hinweis auf das
Alter Aischas ist, in welchem Mo-
hammed die Ehe mit ihr vollzog. De-
mentsprechend ist im Iran die Verheira-
tung junger Mädchen staatlich und re-
ligiös legitimiert, wenn auch das Heirat-
salter der Mädchen vor einigen Jahren
offiziell von 9 auf 13 Jahre angehoben
wurde.

Ihrer eigenen Argumentation als Hei-
matschützerin gemäß forderte Winter
nicht, wie Kritik am islamischen
Herrschaftsverhältnis es täte, dass es
gelte, im Interesse des bedrängten und
gequälten Individuums gegen diese
frauenfeindliche und gewalttätige Ide-
ologie vorzugehen. Worauf es im
Zusammenhang der Neujahrsrede
vielmehr ankam, war der nächste Satz,
in dem die Grazer FPÖ-Vorsitzende und
nunmehrige Nationalratsabgeordnete
ausführte, dass Mohammed „im heuti-
gen System“ ein“Kinderschänder“ wäre.

Auch an dieser Stelle ist das Zentrale an
der Agitation die Bedienung eines
Klischees; das des Kinderschänders, der
eine Vergegenständlichung der eigenen
unterdrückten, verdrängten und projek-
tiv abgeleiteten Triebregungen
darstellt. Auch hier findet also jene
pathologische Verkehrung statt, die den
Hass auf die unerfüllten — weil ge-
sellschaftlich nicht erfüllbaren — und
nicht integrierten eigenen Wünsche

und Triebe als Naturmerkmal einer
ganz besonders verkommenen Bestie in
Menschengestalt wahrnimmt. Es ist also
wiederum die Trieb- und Sexu-
alfeindlichkeit ,  die sich in der
manischen Beschäftigung mit „interna-
tionalen Kinderpornoringen“,“Lust-
mördern“ und der korrupten Ge-
sellschaft, die all das auch noch be-
fördere, Ausdruck verleiht. Und auch hi-
erin stimmt die lustvolle Beschäftigung
mit der Verkommenheit der Welt gekop-
pelt mit Vernichtungswut mit dem Welt-
bild der islamischen Erweckungsbewe-
gung überein. Diese begreift den West-
en, das „Freudenhaus der Bourgeoisie“
(Ali Schariati), als jene Gesellschaft, in
der sexuelle Ausschweifung und Wol-
lüstigkeit zu Promiskuität, Homosexual-
ität und Pädophilie führen. Dement-
sprechend gelte es, die islamische Um-
ma rein von solchen Verführungen zu
halten, bzw. die Reinheit dort wieder
herzustellen, wo westliche Un-
züchtigkeit die Gläubigen bereits er-
fasst habe. Dies äußert sich nicht nur in
der oft vor iranischen Gerichten vorge-
brachten Anschuldigung, Homosexuelle
seien Kinderschänder, die Minder-
jährige vergewaltigen würden, sondern
auch in der Vorstellung, es gelte,
Frauen, die besonders anfällig dafür
seien, den westlichen Verlockungen zu
verfallen, vor den in die Umma eindrin-
genden Trieben zu schützen, indem
man sie besonderen Restriktionen unter-
wirft. Weit entfernt davon, solche
Praxis als das zu bezeichnen, was sie
ist, als gewalttätig sich ausagierende
Sexualfeindlichkeit, wird ihr von den
postnazistischen Subjekten Verständnis
und Wohlwollen entgegengebracht. So
ließ etwa der frühere Bundesgeschäfts-
führer der SPÖ, Josef Kalina, laut Stan-
dard über das Kopftuch verlaut-
b a r e n : “ I c h  e m p f i n d e  e s  a l s
Bereicherung, dass man in Wien Leute
mit Kopftuch oder Turban sieht. Außer-
dem gibt es viel anstößigere Kleidung“.

Wie die genussfeindlich-masochistische
Feinderklärung gegen den nichtarbeiten-
den Sozialschmarotzer die selbst
vorgenommene Verpflichtung auf Kapi-
talproduktivität und Staatsloyalität in
Szene setzen soll, so gilt dies auch für
die sexuell-sadistische Strafphantasie ge-
gen die nur ihren Trieben gehorchen-
den Unmenschen. Dass auch dieses
Ressentiment sich nicht durch Verweis
auf seine Wahnhaftigkeit in seinem Tun
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beeindrucken lässt — und damit sein
Losgelöstsein von der Empirie unter Be-
weis stellt —, mag schon ein kurzer
Blick in die einschlägigen Statistiken
zeigen: Während etwa die Verurteilun-
gen wegen „Beischlaf bzw. Unzucht mit
Unmündigen“ im Zeitraum von 1975
bis heute kontinuierlich abgenommen
h a b e n  u n d  i m  J a h r  2 0 0 6
laut“Gerichtlicher Kriminalstatistik“
135 Fälle ausmachten, während sie im
Jahr 1975 noch 300 betrugen, stieg die
Anzahl von Anzeigen in den letzten
Jahren sprunghaft an — ein Zeichen für
die reflexionslose Projektivität dieser
Vorstellung einer überall lauernden "Ge-
fahr für unsere Kinder“.

Die Kinder müssen stellvertretend jene
Unschuld verkörpern, jenes Bild völ-
liger Reinheit und Unbeflecktheit, als
die sich die in der Gemeinschaft aufge-
henden Einzelnen wähnen: Innerlich
makellos und ohne Fehl, aber beständig
von schrecklichen Gefahren und über-
wältigenden Drangsalierungen bedroht.
Die Kinder als Opfer triebgesteuerter
Unmenschen gelten als die reinen, un-
schuldigen, von der Verruchtheit der
Welt gedemütigten Opfer, für welche
sich die postnazistischen Subjekte per-
manent halten: Immerzu zu kurz gekom-
men, immerzu betrogen, immerzu be-
drohlichen Übergriffen aus der Außen-
welt ausgesetzt, gegen die es sich zu
wehren und in präventiver Notwehr
zurückzuschlagen gelte. Hier kann sich
die beständige Lust an der Abstrafung
Bahn brechen; hier kann dem verpön-
ten Trieb gefrönt werden, solange klar
ist, dass es seiner Verfolgung gilt: Kein
Verfolgungswütiger, der nicht bildreich
und wollüstig sich ausmalte, was der
„Triebtäter“, mit seinen prospektiven
Opfern anstellt, um dann umso lauter
die“Todesstrafe für Kinderschänder“ zu
fordern.

Dass die subjektive Disposition zur
notwendig pathologischen Abspaltung
der eigenen verhassten, weil die Identi-
fikation mit Kapital und Staat stören-
den Triebe und ihrer Verfolgung am Er-
satzsubjekt tatsächlich gesellschaft-
sübergreifend und nicht auf die FPÖ
und ihre Klientel zu beschränken ist,
zeigte sich etwa im aktuellen Wah-
lkampf der ÖVP. In einer Presseaussen-
dung des ÖVP-Parlamentsklubs
beschuldigte Sicherheitssprecher Gün-
ter Kössl die SPÖ-Justizministerin

Maria Berger, „das Gewaltschutzpaket
und somit auch höhere Strafen bei Kin-
desmissbrauch“ zu blockieren. Berger
schütze“Kinderschänder mehr als die
Opfer. Das ist eine äußerst bedenkliche
Situation.“ Und Innenministerin Maria
Fekter setzte nach: „Durch Strafanhe-
bungen würde die Politik ein klares Sig-
nal setzen, dass bei Sexualstraftätern
Toleranz fehl am Platz ist.“ Dement-
sprechend startete die ÖVP eine neue
Plakatkampagne gegen Kinderschänder:
Auf einem Sujet, das im Wahlkampf
4.000 Mal plakatiert wurde, prangte
der Slogan“Volle Härte bei Kindesmiss-
brauch. Wir schützen Opfer, nicht
Täter“.

Der Verfolgungswahn, der sich in
solchen Ressentiments äußert und der
zusätzlich besonders in Immigranten
die Verkörperung des "Triebtäters“ se-
hen möchte, ist bestimmt durch den
Hass auf die Zivilisation und auf die
Sehnsucht nach einem widerspruchs-
freien Kollektiv, in dem alle Anfechtun-
gen durch die moderne Gesellschaft
stillgestellt sind. Die als Eindringlinge
von außen betrachteten Elends-
flüchtlinge, die permanent an das je-
dem Einzelnen in der nachbürgerlichen
Gesellschaft drohende Schicksal erinn-
ern, werden zu Objekten des projektiv-
en Hasses, der sich periodisch an ihnen
entlädt. Die Subjekte, die darum wis-
sen, dass ihnen jederzeit ähnliches
widerfahren könnte, gewinnen ihre
narzisstische Gratifikation aus dem Wis-
sen und der tagtäglichen Bestätigung,
dass es anderen noch schlechter geht,
dass diese zu reinen Verfügungsinstru-
menten der politischen Herrschaft de-
gradiert sind. So fordert die FPÖ in
ihrem Wahlprogramm 2008 ganz offen
die materielle und rechtliche Schlechter-
stellung von Nicht-Österreichern, ver-
mittelt über die Einführung eines eige-
nen Sozialversicherungsträgers für
Zuwanderer. Die bestehenden zwei-
undzwanzig Sozialversicherungsträger
sollen, wie Strache in der Presse zitiert
wird, auf zwei reduziert werden, um so
eine Verschlankung des Staates her-
beizuführen. Einer dieser Träger solle
für alle Österreicher zuständig sein, der
zweite für Ausländer. Für diese Gruppe
soll es nur noch Basisleistungen geben,
und Transfers wie Familienbeihilfe und
Kindergeld sollen für sie entfallen.

Noch einen Schritt weiter geht die ÖVP,

die gleich das Prinzip der Rechtss-
taatlichkeit für Asylbewerber aufheben
will. Innenministerin Maria Fekter
präsentierte Ende August 2008 den
Plan, straffällig gewordene Asylbewer-
ber künftig abzuschieben, ohne die
Rechtskräftigkeit von Urteilen
abzuwarten.  Einen Tag später
präzisierte eine Sprecherin Fekters die-
sen Vorschlag: Asylwerber sollten
künftig nicht erst nach einem recht-
skräftigen Urteil, sondern schon ab „An-
klageerhebung durch die Staatsan-
waltschaft“ beschleunigt abgeschoben
werden; und zwar auch bei leichteren
Delikten wie etwa“Diebstahl oder
Raub“. Dass eine Anklageerhebung
durch die Staatsanwaltschaft — einem
Exekutivorgan — keineswegs ein
Schuldspruch ist; dass ein solcher
lediglich durch eine rechtskräftige
gerichtliche Verurteilung der unab-
hängigen Justiz erreicht werden kann
— diese rechtsstaatliche Teilung der Ge-
walten, die allein dem Einzelnen rela-
tive Sicherheit vor der Willkür des
Staates bieten kann, soll für Asylbewer-
ber nicht mehr gelten. Sie werden völ-
lig zu Objekten degradiert, an denen
sich bestätigt, was mit den Einzelnen
passiert, denen der Schutz des Kollek-
tivs nicht zukommt.

Jörg Haider, der soeben tödlich
verunglückte Spitzenkandidat des BZÖ,
brachte seinerseits im August in einem
Interview mit der Wochenzeitung profil
die Frage aufs Tapet, ob es denn nicht
ein denkbarer Umgang mit potentiell
straffälligen Asylbewerbern wäre, diese
in Zukunft elektronische Fußfesseln tra-
gen zu lassen. Auf den Einwand von pro-
fil, dass er damit die Unschuldvermu-
tung außer Kraft setze und dass diese
Idee der Europäischen Menschenrecht-
skonvention widerspreche, antwortete
Haider lapidar: „Ja, da kriegt der lib-
erale Gutmensch wieder Sodbrennen,
wenn wir Sicherheit für Österreich
fordern.“ Diese“Sicherheit für Öster-
reich“ hat es auch der SPÖ angetan,
wenn etwa der sozialdemokratische
oberösterreichische Landeshauptman-
n-Stellvertreter Erich Haider ausführt:
„Die jahrelangen Beschönigungen und
Ausreden der ÖVP ändern nichts daran,
dass das subjektive Sicherheitsgefühl
der Österreicherinnen und Österreicher
stark gesunken ist.“ Es sollen also nicht
die offiziellen gerichtlichen Kriminals-
tatistiken sein, die Auskunft darüber
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geben, ob eine Steigerung der Straf-
tatbestände vorliegt oder nicht. Statt-
dessen wird das“subjektive Sicher-
heitsbedürfnis“ inthronisiert, jene
ressentimenthafte, in Verfolgungswut
sich entladende Paranoia, die sich
ständig bedroht fühlt und damit nie
ihre Erfüllung finden kann. Wofür Erich
Haider hier also plädiert, ist ein Staat,
der als Erfüllungsgehilfe des Volkszorns
fungiert. Solcherart ist der postnazis-
tische Staat zu charakterisieren: als Ein-
heit von Mob und Staatsraison. Es gibt
keinen Staat als eigenständige Instanz
mehr, der zu irgendetwas erst noch ge-
bracht werden müsste. Während der
Mob beständig den Staat dazu anhält,
d i e  Re s sen t imen t s  i n  Po l i t i k
umzusetzen, bildet die Raison des
Volksstaates in quasi vorauseilendem
Gehorsam immer schon die Grundlage
für das Ressentiment.

Begriffsloser
Antirassismus als
Moment der
Barbarisierung der
Verhältnisse
Ein Antirassismus, der nicht in der Lage
ist, sich solch einen ideologiekritischen
Begriff von Rassismus in postnazis-
tischen Gemeinschaften zu bilden, ist
dementsprechend dazu verurteilt, in An-
schluss an Stuart Hall, Etienne Balibar
und Edward Said gebetsmühlenartig die
ewig gleiche Nullaussage herunterzus-
pulen, dass Rassismus über einen „ras-
sistischen Diskurs der Differenz“ entste-
he, er sich also Münchhausen gleich am
eigenen Zopf aus dem Sumpf ziehe.
Dieser Zirkel ist nicht nur logisch inkon-
sistent, er macht ebenso aus dem
Ressentiment einen Ursprung, der um
seiner selbst willen besteht, worin
jegliche Vermittlung mit einer kri-
tischen Theorie des gesellschaftlichen
Ganzen gekappt ist:“Die Gesellschaft ist
rassistisch, weil sie rassistisch ist“,
lautet die Einsicht, die übrig bleibt. Das
ist zwar insofern richtig, als das Ressen-
timent keinen guten Grund hat, nur
entzieht man es mit einer solchen Argu-
mentation eben auch der Kritik.

An verfolgungswütiger Agitation wird
von solcherart verfasstem Antirassismus
immer nur die Schmähung „fremder
Kultur“ — als“Islamophobie“ etwa —

kritisiert, als wäre jede Kultur als
solche etwas Schützenswertes, während
die einzelnen Menschen muslimischen
(Migrations-)Hintergrunds — wie es im
dazugehörigen Jargon heißt — einzig
als Verkörperungen oder Repräsentan-
ten jener als organisch vorgestellten
Kulturen wahrgenommen werden.
Damit wird der beschriebene Prozess
der Formierung zur Rasse als bar-
barischem Kollektiv, unter das die
Einzelnen subsumiert sind, ohne etwas
darüber zu vermögen, affirmiert. Nicht
etwa wird der Anspruch des Islam, aus-
nahmslos alle seinem Herrschafts-
bereich zugehörigen Einzelnen zu
vertreten, kritisiert, vielmehr soll dieser
Anspruch durch die Verleihung kollek-
tiver Rechte auch noch gestärkt wer-
den. Solche Weltanschauung impliziert
notwendig, dass auf Individualrechten
bestehende Menschen aus dem is-
lamischen Raum selbst unter Rassis-
musverdacht gestellt werden, wie man
an den Vorwürfen gegen prominente
Kritikerinnen wie Ayaan Hirsi Ali oder
Necla Kelek immer wieder beobachten
kann, die als nützliche Idiotinnen der
europäischen Rechten oder als
"Frau(en) der weißen Männer“ (TAZ)
denunziert werden. Kein Wunder, dass
der Multikulturalismus, der in solchen
Aussagen sich äußert, nicht zwischen
Ressentiment und Kritik an der is-
lamischen Ideologie unterscheiden
kann. Wie FPÖ und Konsorten auf Seit-
en der repressiv-regressiven Gemein-
schaft des Islam stehen, indem sie
dessen Ideologie zur angeborenen Eige-
nart der Einzelnen naturalisieren, so ste-
hen auch ihre vermeintlichen Gegner,
die ebenfalls nicht zwischen den einzel-
nen Individuen und dem Islam als poli-
tisch-religiöser Erweckungsbewegung
zu unterscheiden vermögen, auf Seite
des Kollektivs, das als Kultur unter Na-
turschutz gestellt wird.

Als etwa der Inhalt der Ansprache der
Grazer FPÖ-Vorsitzenden Susanne Win-
ter zum FPÖ-Neujahrstreffen 2008
bekannt wurde, in der sie den Islam ein
„totalitäres Herrschaftssystem“ nannte
und die Verhinderung bzw. Rückgängig-
machung von Migration aus dem is-
lamischen Raum forderte, setzte genau
diese reflexhafte, quasi-naturwüchsige
Verteidigungshaltung ein, die am rassis-
tischen Kern der FPÖ-Argumentation
konsequent vorbeizielt: Allen voran
Bundespräsident Heinz Fischer, der laut

ORF beim Neujahrsempfang des Diplo-
matischen Corps in der Hofburg prok-
lamierte:“Das war nicht die Stimme
Österreichs, das war eine Stimme, von
der wir uns distanzieren. Denn Öster-
reich bekennt sich aus Überzeugung
zum friedlichen und respektvollen Dia-
log der Kulturen und Religionen zur
Achtung unserer Mitmenschen.“ Alexan-
der Van der Bellen, der damalige Bun-
dessprecher der Grünen sekundierte
ihm mit dem Paradespruch aller ’Islam--
Experten’ und erklärte laut Wiener Zei-
tung: „Der Islam mit seinen fast 1,3 Mil-
liarden Anhängern (…) kann auf Tradi-
tionen und Errungenschaften zurück-
blicken, die unser christliches Abend-
land wesentlich mitgeprägt haben.“ Das
ist nur eine Variation dessen, was von
islamischen Ideologen wie dem eu-
ropäischen Aushängeschild der Muslim-
brüder — der 1928 von Hassan al-Ban-
na gegründeten, bis heute einflussreich-
sten modernen islamischen Massenbe-
wegung — in Europa, Tariq Ramadan,
seit Jahren propagiert wird: Die An-
erkennung des Islam als eines konstitu-
tiven Beitrags zur europäischen Kultur,
die aufgrund ihrer eigenen Traditionen
prädestiniert sei, in einen Zustand der
Versöhnung mit den“islamischen
Prinzipien“, der Sharia, überzugehen.
An welche Errungenschaften Van der
Bellen konkret dachte, wäre interessant
zu erfahren: Falls er die Aufklärungsten-
denzen innerhalb des Islam gemeint
haben sollte, wie sie mit Namen wie Av-
icenna oder Averroes verbunden sind,
so vergaß er leider zu erwähnen, dass
sie eben in einer Abkehr von der is-
lamischen Tradition und einer Zuwen-
dung zum Rationalismus bestanden;
und dass sie auch nur für äußerst kurze
Zeit bestanden, da die Orthodoxie im
Laufe des 12. Jahrhunderts wieder die
Oberhand gewann und die zur Häresie
erklärten Vorstellungen dieser Aufk-
lärung militant verfolgte und ausrot-
tete, weswegen sie heute in der is-
lamischen Welt kaum mehr Bedeutung
besitzen.

Der Grazer Vizebürgermeister und SPÖ-
Chef Walter Ferk bezeichnete die
Äußerungen Winters laut Wiener Zei-
tung als „puren Rassismus und eine
klare Volksverhetzung gegen eine seit
vielen Jahren in Österreich anerkannte
Glaubensgemeinschaft.“ Er fühlte sich
in die“Zeiten des Dritten Reichs zurück-
versetzt, wo der Fremdenhass in der
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Bevölkerung über Angehörige von Min-
derheiten und anderen Glaubensgemein-
schaften ungestraft geschürt wurde“ —
ganz so als sei der Antisemitismus der
deutschen Volksgemeinschaft aus der
Ablehnung und Verfolgung einer „an-
erkannten Religionsgemeinschaft“
durch“europäische Christen“ (Robert
Purkiss, Vorsitzender des EUMC)
erwachsen, also eine religiöse Auseinan-
dersetzung gewesen. Unter dem Ver-
gleich mit dem Nationalsozialismus tat
es auch die Arbeitsgemeinschaft Christen-
tum und Sozialdemokratie (ACUS) nicht
und verglich die Aussagen Susanne Win-
ters mit antisemitischen Äußerungen
aus der NS-Zeit: „Waren es in den
1930er Jahren auch und gerade in Graz
die Juden und Jüdinnen, gegen die das
Volk auf ähnliche Weise verhetzt
wurde, so dienen jetzt die Moslems als
Zielscheibe einer bisher nicht für
möglich gehaltenen Hetzkampagne“, so
der ACUS-Bundesvorsitzende Gustav
Posch. Das Charakteristische an solcher
Argumentation ist, dass im selben
Atemzug, in dem die in der Tat dem An-
tisemitismus verwandten Projektionen
der FPÖ verurteilt werden, der Islam al-
s“Glaubensgemeinschaft“ jenseits aller
Kritik positioniert wird, als sei die Ver-
folgung und Vernichtung der eu-
ropäischen Juden Kritik an ihrer Reli-
gion gewesen, und als seien es nicht die
islamischen Erweckungsbewegungen,
die heute das Erbe des Nationalsozialis-
mus angetreten haben. Die Freunde von
"Dialog und Respekt“ bringen also das
Kunststück fertig, die einflussreichste
heutige Inkarnation des nationalsozialis-
tischen Vernichtungswahns mit anti-
faschistischen Argumenten in Schutz zu
nehmen.

Auch die Kirchen, in denen die Warner
vor „Is lamophobie“ immer die
Vorkämpfer der“abendländisch-
christlichen Leitkultur“ schlechthin
erkennen möchten, pflichteten Winter
nicht bei — im Gegenteil: Weihbischof
Helmut Krätzl etwa, der Präfekt der
Kommission für den Dialog mit den
Weltreligionen der Österreichischen Bis-
chofskonferenz meinte in einem Ge-
spräch mit dem ORF-Radio, er "hoffe,
dass durch diesen Eklat das Gespräch
zwischen Christen und Muslimen in
Österreich, das in den letzten Jahren er-
freuliche Fortschritte gemacht hat,
nicht belastet wird.“ Also auch hier
weit und breit keine Islamkritik zu se-

hen, sondern der Aufruf zum Dialog.

Selbst die Islamische Glaubensgemein-
schaft in Österreich (IGGiÖ), deren Führ-
ern mehrmals öffentlich ohne juris-
tische Folgen ein Naheverhältnis zur
Muslimbruderschaft nachgesagt wurde,
schoss sich lediglich auf die FPÖ ein, be-
hauptete aber niemals, dass es ein allge-
mein islamfeindliches Klima in Öster-
reich gebe. Sie zeigte sich vielmehr er-
freut über die Reaktionen und be-
grüßte, „dass sich hier sowohl die
Katholische Aktion, als auch die Evan-
gelische Kirche zu Wort gemeldet
haben, um sich gegen eine derartige
Wahlwerbung als Gefahr für den re-
ligiösen Frieden und das in Wien
gelebte Miteinander zu verwahren.“ Ihr
Präsident Anas Schakfeh betonte zu
mehreren Anlässen, dass er mit der“be-
sondere(n) Wahrnehmung des Islam in
Österreich“ sehr zufrieden sei und bei
Gesprächen mit Staatsoberhäuptern im-
mer wieder darauf zu sprechen komme,
"dass Österreich als Modell im Umgang
mit dem Islam gelten könne.“

Allein diese kurze Aufzählung lässt es
durchaus kurios erscheinen, wenn von
kritisch sich verstehenden Sozialwissen-
schaftlern unbeirrt behauptet wird,
dass die gesamte österreichische und eu-
ropäische Gesellschaft zusehends einen
„islamophoben Diskurs“ führe,“in
dessen Zentrum (…) die Frage der Zivil-
isation (steht), der Gedanke, dass der Is-
lam eine Weltsicht mit sich bringt, die
grundsätzlich inkompatibel mit der
westlichen Kultur und ihr unterlegen
ist“, wie es in einem Aufsatz Matti Bun-
zls in dem von John Bunzl und Alexan-
dra Senfft herausgegebenen Buch
„Zwischen Islamophobie und Anti-
semitismus“ heißt. Dieser Gebrauch des
Begriffs“Islamophobie“ unterschlägt er-
stens, dass der Begriff ein Kampfbegriff
ist, mittels dessen jede Kritik an der Ide-
ologie der „Religion des Friedens“ un-
terbunden werden soll. Der Vorwurf
der Islamfeindschaft wurde nach der
iranischen Revolution 1979 von den
dortigen Mullahs gegen jene Frauen er-
hoben, die sich der Zwangsversch-
leierung widersetzten und daraufhin
mit dieser Begründung verfolgt wur-
den. Islamophobie wird in dieser Logik
als“Missbrauch der Rechte Gottes“
definiert und umfasst alle Verstöße ge-
gen die  i s lamische Moral ,  wie
Blasphemie ,  Be le id igung und

Karikierung Mohammeds, aber auch Ho-
mosexualität, Ehebruch, Alkoholkon-
sum etc.

Zweitens ist solcher Argumentation die
Identifikation „judeophober [sic!] As-
pekte (…) des Diskurses“, wie John
Bunzl, wissenschaftlicher Mitarbeiter
am Österreichischen Institut für Interna-
tionale Politik, den Antisemitismus in
seiner Einleitung zum Buch bezeichnet,
mit der“Islamophobie“ immanent. Die-
sen Erläuterungen ist es angelegen, Kri-
tik am Islam mit Antisemitismus
gleichzusetzen, solcherart erstere zu un-
terbinden und gleichzeitig die Beschäfti-
gung mit letzterem für unerheblich zu
erklären, da er „sich ausgelebt“ habe,
in die“Bedeutungslosigkeit“ versunken
sei und damit lediglich eine Kategorie
der Vergangenheit darstelle, wie Matti
Bunzl in seinem Beitrag weiter aus-
führt: „Europa muss sich dem Problem
des Antisemitismus stellen, und zwar
unter Anerkennung seiner besonderen
Geschichte. Dringlicher ist jedoch die
Frage der Islamophobie, sowohl hin-
sichtlich der Zukunft Europas wie auch
der geopolitischen Gesamtlage“, da son-
st“eine weitere Zunahme des Anti-
semitismus (…) unser geringstes
Problem“ wäre.

Staat gewordener
Volkswille
Wendet man sich der Weltanschauung
der Freiheitlichen einerseits und der An-
tirassisten solchen Schlages, wie sie et-
wa von der Islamischen Glaubensgemein-
schaft (IGGiÖ) vertreten werden, ander-
erseits zu, so wird schnell klar, dass ihr
Streit zwischen abendländischer Zivili-
sation und kollektiven Minderheiten-
rechten, die beide auf der Idee natür-
lich gewachsener sozialer Organismen
beruhen, viel eher dazu beiträgt, die Ge-
meinsamkeiten zu verdecken. Von der
IGGiÖ etwa kann man erfahren, dass Is-
rael planmäßige „Aggression““gegen
die libanesische und palästinensische
Zivilbevölkerung“ betreibe, um da-
durch eine bewusste „Destabilisierung
der Lage in Palästina“ herbeizuführen,
was eine Apologie der von Vernich-
tungswillen bestimmten Kriegsführung
von Hisbollah und Hamas darstellt. Die
FPÖ wiederum findet“die iranische
Sichtweise bezüglich der akuten Krisen-
herde im Nahen Osten, besonders im
Libanon und im Irak“ und die "Er-
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l ä u t e r u n g e n  i r a n i s c h e r
Regierungsvertreter hinsichtlich des
Staates Israel und des ’Palästinenserkon-
fliktes’“ besonders bedenkenswert, wie
man einer Presseerklärung anlässlich
einer Iranreise der Freiheitlichen Akade-
mie entnehmen kann.

Mit dem iranischen Regime verbindet
die FPÖ nicht nur das Feindbild Israel,
sondern auch der Hass auf die USA: So
warnte Andreas Mölzer unter Rückgriff
auf die Diktion der Islamischen Repub-
lik davor, dass mit dem „Umschwenken
auf den aggressiven Kurs der US-Außen-
politik“ die EU Gefahr laufe, sich“zum
Feindbild der islamischen Welt, zum ’k-
leinen Satan’ neben dem ’großen Satan’
USA zu entwickeln.“ Dementsprechend
fordert er ein von „gegenseitigem Re-
spekt getragenes Verhältnis zum Iran“,
was ganz im Sinne Heinz-Christian
Straches sein dürfte, der immer wieder
gegen eine“radikale Ausgrenzung des
Iran nach dem Vorbild der USA“ wet-
tert. Die Freiheitlichen unterscheiden
sich also in ihrer Erklärung, wer Schuld
sei am islamistischen Terror auch nicht
groß von Hisbollah, Hamas oder den
iranischen Revolutionsgarden, welche
sich als unschuldige Opfer sehen, die
sich lediglich gegen den zionistischen
und US-amerikanischen Imperialismus
zur Wehr setzten. Nicht die antiwest-
liche, gegen Individualismus und Aufk-
lärung gerichtete Ideologie und der
darüber sich legitimierende Kampf, son-
dern der Weltherrschaftsanspruch der
USA seien die wahre Bedrohung. In-
sofern erzählt wohl auch Straches Rede
vom Islamismus als dem "Faschismus
des 21. Jahrhunderts“ mehr über den
Charakter der Freiheitlichen Partei —
die ihre Staatsunmittelbarkeitsideologie
im Unterschied zu den Terrorrackets
nicht gegen die postnazistische
Demokratie durchzusetzen gewillt ist
und dies auch gar nicht nötig hat —
und über die Anziehungskraft, die die
Bewegung islamischer Selbstbestim-
mung — der im FPÖ-Positionspapier Re-
spekt gezollt und Unterstützung zuge-
sagt wird — auf die postnazistischen
Rechtsextremen ausübt, als die kultur-
relativistischen Antirassisten es
wahrhaben möchten. Diese müssen
solche Aussagen allein schon deswegen
perhorreszieren, um die Offen-
sichtlichkeit der Nähe der eigenen Kul-
turschutzbestrebungen zu den Positio-
nen der Vertreter des Heimatschutzes

mit antifaschistischen Durchhalte-
parolen auszutreiben.

Wenn die Freiheitlichen Arbeitnehmer hin-
sichtlich der „relativ starken politischen
und militärischen Position“ des Iran“im
Nahen und Mittleren Osten“ erklären,
dass dafür ausschließlich die USA ver-
antwortlich seien; dass erst die „völlig
ungerechtfertigte (…) Zerstörung der
dortigen staatlichen Ordnung“, womit
die militärische Niederschlagung des
baathistischen Terrorstaat Saddam Hus-
seins gemeint ist, am iranischen Ver-
nichtungswahn, der nach der Atom-
bombe strebt, die Schuld trage, dann
stehen sie mit ihrem Antiamerikanis-
mus keineswegs allein da. Peter Pilz,
der Sicherheitssprecher der Grünen und
die Nummer vier auf der grünen Wahl-
liste zur Nationalratswahl 2008, wün-
scht den USA ein“arabisches Vietnam“
im Irak, was darauf hinausläuft, den is-
lamistischen Mordbanden, die in ihrem
"Widerstand gegen die Besatzung“
vornehmlich irakische Zivilisten in die
Luft sprengen, den Sieg zu wünschen.

Die Ressentiments gegenüber den USA,
die nicht zu verwechseln sind mit einer
Kritik an der Rolle der Vereinigten
Staaten im globalen Prozess von Aus-
beutung und Herrschaft, sind Ausdruck
des postnazistischen Verhältnisses von
Staat und Gesellschaft; eines Verhält-
nisses, in dem die Differenz von
Staatsvolk und Volksstaat aufgehoben
ist. Das antiamerikanische Weltbild ist
Ausdruck der alle Parteien übergreifend-
en österreichischen Staatsraison, der
auch die sozialen Bewegungen in ihrer
Agitation gegen „neoliberale Politik“
und für“Umverteilung von oben nach
unten“ verpflichtet sind. Der Kampf für
einen „Staat, in dem nicht eine kleine
Gruppe von UnternehmerInnen und
Reichen die Macht hat“, für einen Staat
also,“der sich an den Bedürfnissen der
Menschen nach sicheren und ordentlich
(!) bezahlten Jobs“ und "so eigentlich
(an) uns allen“ orientiert (Wahlbündnis
Die Linke), ist der Kampf für gerechte
Herrschaft, die aber an sich ein Ding
der Unmöglichkeit ist und deshalb der
permanenten Mobilmachung und Kam-
pagnendemokratie gegen die inneren
und äußeren Feinde bedarf, denen zum
Zweck der Volksgesundheit der Kampf
angesagt wird. Dieser Kampf kann auch
der Verscherbelung Österreichs an ’blut-
leere EU-Bürokraten’ gelten, der mit

geeinter Anstrengung in einer Abstim-
mung des Volkes, welches ja schließlich
der Souverän sei, entgegengetreten wer-
den muss.

Der Souverän ist aber nicht das em-
pirische Volk oder der empirische
Einzelne, wovon die bürgerliche Ver-
trags- und Staatstheorie noch eine, wie
auch immer verkehrte Vorstellung
hatte, während das nachbürgerliche
Subjekt davon nichts wissen möchte.
Der Souverän ist der abstrakt-allge-
meine Mensch, der „sterbliche Gott“
(Hobbes) bzw. die volonté générale
(Rousseau), jene durch die repressive
Vergleichung des Kapitals gesetzte Abs-
traktion, die den empirischen Einzelnen
als Material benötigt, an dem sie über-
haupt erst erscheinen kann. Ebenso
wenig wie der Einzelne und seine
Bedürfnisse der Antrieb für die
Ökonomie sind, sondern vielmehr der
Wert  des  Subjekt s  bedar f ,  um
prozessieren, also als Kapital fungieren
zu können, und folglich die Einzelnen
mitschleift, solange sie sich als kapital-
produktiv erweisen; genauso wenig ist
der empirische Einzelne der Anlass für
die Politik, sondern vielmehr die
Staatlichkeit, jenes abstrakt-allgemeine
Wesen, das notwendig der rechtlich ver-
mittelten freien und gleichen Subjekt-
form bedarf, um erscheinen zu können,
der“Wertform des Individuums“
(Joachim Bruhn) also, die sich am
Einzelnen lediglich darstellt, wenn
auch über dessen individuelle Tätigkeit
vermittelt. Die konkrete Darstellung
von Staatlichkeit und Kapital äußert
sich im Gegensatz von Bourgeois, der
auf seine egoistischen Eigeninteressen
verwiesen ist, und Citoyen, der auf das
Allgemeine der Staatsraison verpflichtet
ist. Diese auseinander fallenden, aber
doch zusammenhörigen Momente, die
in einem krisenhaften Verhältnis zuei-
nander stehen und daher permanent
der Vermittlung bedürfen, sind die zwei
Seiten der Medaille des bürgerlichen
Subjekts.

Genau diesen ambivalenten Charakter
bürgerlicher Subjektivität versucht die
pathologische Krisenlösung, die sowohl
die islamische Erweckungsbewegung
als auch die postnazistische Politik
charakterisieren, zu liquidieren. Genau
gegen diesen Charakter wendet sich die
direkte Demokratie, die den unmittel-
baren Volkswillen vermittelt über den
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Verfolgungs- und Vernichtungswahn in
Politik umsetzen möchte. Nur und ger-
ade weil in der nationalsozialistischen
Volksgemeinschaft die Vermittlung von
Einzelwille und Allgemeinwille, von
Volkszorn und Staatsraison abgeschafft
wurde, indem beide unmittelbar inei-
nander überführt wurden, kann in der
postnazistischen Gesellschaft die di-
rekte Demokratie gegen die repräsenta-
tive, wie sie für liberale Staatstheorie
bestimmend war, mobilisiert werden.
Die repräsentative Demokratie mit
ihren intermittierenden Instanzen der
checks and balances steht zunehmend
im Verruf, ein Machwerk von System-
politikern zu sein, die abgehoben vom
Volk einer fremden Macht und ihren ei-
gen Interessen dienen. Sinnbildlich
wird das an dem FPÖ-Wahlkampfslogan

„Volksvertreter statt EU-Verräter“. Es
ist genau dieses Bewusstsein, das die
postbürgerlichen Subjekte so gut sich in
die islamistischen Rackets und deren
Weltanschauung einfühlen lässt und sie
dazu bringt, den“kritischen Dialog“ mit
diesen zu führen.

Der Kern postnazistischer Politik, der
Kern des Staat gewordenen Volkszorns
ist es, das Kollektiv als Wehrgemein-
schaft gegen den Westen und den Zion-
ismus, gegen Liberalität und Ver-
mittlung, gegen Aufklärung und rule of
law in Stellung zu bringen. Die Opposi-
tion gegen die FPÖ — komme sie nun
von den Grünen, der viel gepriesenen
Zivilgesellschaft oder den sozialen Be-
wegungen — ist zu keiner Reflexion
über die Bedingung ihrer Möglichkeit,
sprich: über die nationalsozialistischen

Grundlagen der Zweiten Republik bere-
it, weil diese auch die Grundlagen ihres
eigenen Daseins sind; und sie allein
schon deswegen beredt darüber sch-
weigt, um sich nicht um die Illusion der
emanzipatorischen (Massen-)Politik
bringen zu lassen. Aus genau dem
gleichen Grund ist sie auch nicht wil-
lens, die Bedrohung durch die is-
lamische Erweckungsbewegung auch
nur ins Auge zu fassen, sondern de-
nunziert vielmehr jede Kritik an deren
regressiver und vernichtungswütiger
Zwangsmoral als Islamophobie, womit
sie ihre Komplizenschaft implizit
eingesteht.
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